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BezahlBareS Wohnen für familien:  
WaS die Politik unternehmen muSS

die Wohnungsnot ist in der mitte der Gesellschaft angekommen. der 
familienbund der katholiken versteht es als recht einer jeden familie, 
ein zuhause zu haben: einen geschützten ort, der Sicherheit, Privat-
heit und Geborgenheit bietet. alle familien müssen ausreichend 
raum für ihr familienleben und die freie entfaltung der individuellen 
Persönlichkeit der familienmitglieder haben. Wohnen gehört zur 
daseins vorsorge. hier ist der Staat in der Pflicht.

die forderungen des familienbundes der katholiken im überblick:

•	 Bei der Bau(leit)planung müssen die 
interessen der familien berücksichtigt 
werden. Bei allen wohnungspolitischen 
maßnahmen müssen die auswirkun-
gen auf familien geprüft werden. 

•	 die Politik muss aktiv die soziale 
durchmischung der Quartiere erhalten 
und gewährleisten, um Segregation 
zu vermeiden. familien dürfen nicht 
an eine struktur schwache Peripherie 
abgedrängt werden! die Wahl freiheit 

zwischen Stadt und land muss durch 
sinnvolle infrastrukturmaßnahmen 
und bezahlbaren Wohnraum in Städ-
ten geschaffen werden. 

•	 das thema Wohnen braucht bundes-
politisch eine kontinuierliche und 
verbindliche anbindung, mit hoher  
eigenständigkeit und hohem politi-
schen Gewicht in einem eigenen  
Bundesministerium. 

1. Familien in den Mittelpunkt  
 der Wohnungspolitik stellen! 

der  Wohnungs- und immobilienmarkt in 
deutschland muss so schnell wie mög-
lich nach den Bedürfnissen aller familien 
reguliert werden, um ein bezahlbares 
und menschenwürdiges Wohnen der 
familien in ihren jeweiligen lebensphasen 
zu gewährleisten. familien dürfen nicht 
weiter auf dem Wohnungs- und immobi-
lienmarkt abgehängt werden. 

Jährlicher Baubedarf und tatsächliche fertigstellung in metropolen (Statistisches Bundesamt, iW)
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2.  Mehr bezahlbaren Wohnraum  
 für Familien schaffen!

es müssen mehr Wohnungen gebaut 
werden, die auch für familien im unteren 
und mittleren einkommensbereich er-
schwinglich sind. erforderlich sind so-
wohl bezahlbare eigentumswohnungen, 
als auch günstige mietwohnungen. 

•	 deutlicher ausbau des sozialen Woh-
nungsbaus über der im koalitionsver-
trag vorgesehenen Größenordnung, 
mit familienquote und auf Bundes-
ebene gesteuert.

•	 intelligente nachverdichtung vorhande-
ner Wohnflächen sowie die ausweisung 
und entwicklung von mehr Bauland.

•	 erhalt und ankauf von kommunalem 
Grundbesitz für eine aktive und nach-
haltige liegenschaftspolitik, um dauer-
haft günstigen Wohnraum zu schaffen, 
zum Beispiel durch erbbaurechte. 

•	Gemeinwohlorientiertes, genossen-
schaftliches Bauen muss gestärkt 
werden.

•	 entwicklung innovativer konzepte zur 
reduzierung von Baukosten.  
 

3. Spekulation und Zweckentfremdung 
 von Wohnraum verhindern!

Selbstgenutzte Wohnungen und häuser 
müssen geschützt werden. es muss wie-
der gelten: die Wohnung ist ein Sozial-
gut, kein Spekulationsobjekt!

•	 Grundlegende reform der Grundsteuer 
durch die einführung einer Boden-
wertsteuer. dadurch wird der Boden-
wert zur Grundlage der Besteuerung 
herangezogen und nicht die darauf 
gebauten immobilien. das fördert die 
nutzung von Bauland.  
 

4. Familien beim Erwerb von Wohnungs - 
 eigentum unterstützen und vor über- 
 fordernden Mieten schützen! 

familien sind auf dem Wohnungsmarkt 
benachteiligt. zum einen benötigen 
familien mehr Wohnraum. zum anderen 
ist es für familien aufgrund der Betreu-
ung und erziehung der kinder schwerer, 
hohe einkommen zu erzielen. Je mehr 
kinder familien haben, umso größer ist 
die Benachteiligung.

•	 der familienbund fordert die einfüh-
rung einer familienbauförderung durch 
eine reform der Grunderwerbsteuer: 
diese reform  sieht die einführung eines 
Stufentarifs mit freibetrag je kind vor.

•	 das geplante „Baukindergeld“ muss 
überarbeitet werden, weil er sozial-
politisch nicht ausge wogen ist.  

•	 Begünstigte Vergabe von krediten an 
familien für den erwerb eines eigen-
heims bzw. ein Bürgschaftsprogramm 
der staatseigenen kfW-Bank, wie im 
koalitionsvertrag vorgesehen. dadurch 
kann das beim erwerb notwendige  
eigenkapital gesenkt werden.

•	 umsetzung des bereits in der vergan-
genen legislaturperiode geplanten 
„zweiten mietrechtspaketes“, um 
mieterhöhungen nach luxusmoderni-
sierungen zu begrenzen. außerdem 
sieht es die Verlängerung des Bezugs-

raums für die örtliche Vergleichsmiete 
laut mietspiegel von vier auf zehn 
Jahre vor.

•	 Verschärfung der sogenannten miet-
preisbremse durch eine verpflichtende 
offenlegung der Vormiete durch den 
Vermieter.

•	 das Wohngeld und die Sätze für die 
kosten der unterkunft müssen erhöht 
und regelmäßig an die miet- und 
Preis entwicklung angepasst werden. 
die Bedarfe von Grundsicherungs-
empfängern müssen individuell er-
mittelt werden, damit die leistung die 
tatsächlichen Wohnkosten decken. 

5. Anreize für eine bessere Verteilung 
 des vorhandenen Wohnraums schaffen! 

es müssen neue formen des Quartiers-
managements gefunden werden, beispiels-
weise für generationen  über   greifende 
Wohnmodelle, Wohnungs tausch oder 
Wohnungs umbau.

neben der Politik sind auch andere ge-
sellschaftliche akteure, insbesondere 
die kirchen, gefordert, sich für bezahl-
baren und familiengerechten Wohn-
raum zu engagieren. 

münchen, den 15. april 2018 
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WohnunGSnot Von familien 

Bezahlbarer Wohnraum für familien – jetzt! 

Die Wohnungsnot ist in der Mitte der Gesellschaft 
angekommen. In Deutschlands Metropolen und 
attraktiven Kleinstädten ist Wohnraum in den zu­
rückliegenden zehn Jahren zu einem Luxusgut ge­
worden, ganz gleich ob zur Miete oder zum Kauf, 
ob Wohnung oder Haus. Die Mietpreisspiegel war­
ten inzwischen vielerorts mit empfindlich hohen 
Preisen auf: München über 17 Euro pro Quadrat­
meter, Frankfurt am Main knapp 14 Euro, Stutt­
gart über 13 Euro und knapp 12 Euro in den Städten 
Ingolstadt, Mainz, Freiburg, Berlin, Hamburg, 
Heidelberg und Darmstadt (im 4. Quartal 2017). 
16 Prozent der Bundesbürger geben laut Statisti­
schem Bundesamt bereits mehr als 40 Prozent 
ihres Haushaltsbudgets für das Wohnen aus. Sie 
gelten nach amtlicher Definition als „durch Wohn­
kosten überlastet“. Besonders betroffen von dieser 

rasanten und anhaltenden Entwicklung sind neben 
Durchschnittsverdienern auch Familien, insbeson­
dere mit mittlerem und niedrigem Einkommen. Sie 
sind ohnehin bereits vielfältigen Belastungen aus­
gesetzt – finanziellen, zeitlichen und beruflichen. 
Die Form des Wohnens beeinflusst den Alltag von 
Familien, die individuellen Entfaltungsmöglich­
keiten, die Sozialisations­ und Bildungschancen 
von Kindern, Gesundheit und Wohlbefinden, nicht 
zuletzt die Privat­ und Intimssphäre von Familien. 
Für sie dürfen steigende Wohnkosten nicht zur Ar­
mutsfalle werden. Vielmehr muss das Eigenheim 
Altersarmut vorbeugen. Eltern mit Kindern sind auf 
angemessen große Wohnungen mit einem familien­
gerechten Wohnumfeld angewiesen – zu bezahl­
baren Konditionen! Höchste Zeit für die Politik zum 
Handeln.  

„JEDEr MEnScH BrAucHt EInE WoHnunG,  
DIE IHM HEIMAt ISt.“ rainer maria kardinal Woelki, erzbischof von köln

Weihnachtsansprache am 25.12.2017 im hohen dom zu köln

„Die Lage im Wohnungsmarkt für Familien 
ist insgesamt schwierig, aber mit den 
richtigen Instrumenten kann der Staat die 
Situation der Familien verbessern. Es wird 
darauf ankommen, in dieser Legislatur­
periode sowohl Maßnahmen zu ergreifen, 
die kurzfristige Entspannung versprechen, 
als auch den rahmen so zu setzen, dass die 
Städte auch wachsen können, um den Woh­
nungsmangel nachhaltig zu überwinden.“

Prof. dr. michael Voigtländer, leiter kompetenz-
feld finanz- und immobilienmärkte beim institut 
der deutschen Wirtschaft in köln
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Wie stellt sich der Wohnungsmarkt  
heute für Wohnungs suchende dar?

das Grundbedürfnis vieler menschen in 
deutschland, darunter auch vieler familien, 
nach Wohnen ist nicht mehr gesichert. 
dabei sind Wohnungen ein Sozialgut. 
die Beispiele, die sich zitieren lassen, 
sprechen für sich: Bereits vor zwei Jahren 
mussten Bundesbürger in münchen mehr 
als das doppelte des durchschnittsein-
kommens verdienen, um frisch erworbe-
nes Wohneigentum aus dem laufenden 
einkommen zu finanzieren. das können 
aber nur zwei Prozent aller haushalte. 
diese Situation gibt es inzwischen in 
allen deutschen metropolen.

in den sieben beliebtesten Großstädten 
können sich selbst haushalte mit mittle-
ren einkommen nur noch eine mietwoh-
nung deutlich unter 70 Quadratmetern 
Wohnfläche leisten, warnte im vergan-
genen Jahr Vize-direktor oliver ehren-
traut vom Prognos-institut. in münchen, 
Berlin und hamburg sind für die meisten 
nur noch 54 bis 60 Quadratmeter bezahl-
bar. in solchen Wohnverhältnissen wird 
es für familien eng. Bisher recht fertigte 
man die hohen Großstadtmieten mit 
höheren einkommen. doch mit dem ra-
santen Wohnpreisanstieg halten die ein-
kommen längst nicht mehr Schritt. 
Während die nettokaltmieten in ham-
burg, münchen, Stuttgart oder Berlin 
um 25, 40 oder gar 60 Prozent zulegten, 
so ermittelte das hamburger Wirt-
schaftsforschungsinstitut hWWi, sind 
die einkommen in der gleichen zeit le-
diglich um knapp acht Prozent gestiegen. 

der deutsche mieterbund sieht auch im 
Jahr 2018 kein ende des mietpreisan-
stiegs in deutschland. im Gegenteil: der 
Verband erwartet für dieses Jahr weitere 
mietpreiszuwächse von rund fünf Pro-
zent. für Großstädte sei mit noch höhe-
ren Steigerungen zu rechnen, heißt es. 
„im neuen mietpreisspiegel 2018 dürf-
ten die mieten dann im Schnitt rund 
zehn Prozent höher sein als im vorheri-

gen Preisüberblick von 2016“, sagte 
lukas Siebenkotten, Bundesdirektor 
beim mieterbund, ende dezember 2017 
der nachrichtenagentur dpa.      

Und auf dem Immobilienmarkt?

hohe Bodenpreise führen dazu, dass 
weniger gebaut wird. Was gebaut wird, 
ist für familien meistens zu teuer. hinzu 
kommt: es wird falsch und zu teuer gebaut. 
es entstehen zu viele Wohnungen im 
luxussegment, die allenfalls für wenige 
reiche und investoren attraktiv sind. 

Sind nur Metropolen und attraktive 
Kleinstädte von einem drastischen 
Wohnraummangel betroffen oder auch 
das Land?

zwischen den urbanen Ballungsräumen 
und ländlichen Gebieten gibt es deutliche 
unterschiede. Wir erleben in deutschland 
eine seit Jahren anhaltende landflucht. 
dadurch verwaisen viele kleinstädte, 
insbesondere in den östlichen Bundes-
ländern. zurück bleiben rentner in 
strukturschwachen regionen mit einer 
zerfallenden infrastruktur, ohne Schulen 
und kindergärten, minimaler ärztlicher 
Versorgung, wenigen arbeitsplätzen, 
geringen einkaufs- und freizeitmöglich-
keiten. attraktive lebensbedingungen 
für familien sehen anders aus. dabei ist 
gerade auf dem land bezahlbarer Wohn-
raum vielerorts vorhanden und der traum 
vom eigenheim mit günstigem Bauland 
zu erfüllen. den Wohnbedingungen auf 
dem land fehlt jedoch nicht selten das 
lebensfreundliche umfeld, eine funktio-
nierende, vielfältige infrastruktur, ohne 
die familie in der Praxis nicht gelingen 
kann. Sozialräume in Stadt und land 
müssen deshalb von einer Politik in den 
Blick genommen werden, die sich an einer 
nachhaltigen entwicklung von lebens-
räumen orientiert und so die infrastruk-
tur im Sinne von familien verbessert.

das heißt: menschen- und familien-
gerechtes Wohnen wird für viele nur 
dann möglich werden, wenn kleinstädte 
und ländliche regionen städtebaulich 
und infra strukturell entwickelt werden. 
angesichts der fortschreitenden deindu-
strialisierung von regionen, insbesondere 
in ost- aber auch in Westdeutschland, 
dürfte diese aufgabe große anstren-
gungen kosten. menschen ganzer land-
strich indes von der infrastrukturellen 
entwicklung abzuhängen hieße aber 
auch, der Wohnungsnot in urbanen räu-
men weiter Vorschub zu leisten.    

Welchen Einfluss hat die Geldpolitik auf 
die hohen Miet- und Immobilienkosten?

die zinsen für Baugeld sind noch immer 
auf einem historisch niedrigen niveau. 
nach wie vor suchen vermögende anleger 
einen Platz für ihr vieles Geld. immobilien 
in deutschen metropolen sind interna-
tional weiter gefragt. und viele junge, 
gut qualifizierte menschen zieht es wie 
bisher in die innenstädte. der trend zur 
Bevölkerungskonzentration in Ballungs-
regionen wird sich fortsetzen. es gibt 
aber auch gegenläufige entwicklungen: 
„der eigenheimbau dürfte unter den 
perspektivisch wieder steigenden zinsen 
und den erheblich gestiegenen Boden-
preisen leiden“, schreiben experten des 
deutschen instituts für Wirtschaft (diW). 

Wer ist von dieser Situation besonders 
betroffen?

Besonders betroffen vom anhaltenden 
Preisanstieg bei mieten und beim kauf 
von eigenheimen sind neben einkom-
mensschwächeren auch durchschnitts-
verdiener und familien. Gerade familien 
sind auf größere Wohnungen mit einem 
familiengerechten Wohnumfeld ange-
wiesen, mit kitas, Schulen, Ärzten und 
einkaufsmöglichkeiten. hinzu kommt: 
das Budget von familien ist oft eng be-
messen. einerseits haben sie mehraus-
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gaben für kinder. andererseits haben 
teilzeit arbeitende eltern und alleiner-
ziehende weniger einkommen. Gerade 
für familien mit mittleren einkommen 
erweist sich die lage als besonders 
schwer: Sie verdienen zu viel für eine 
Sozialwohnung, aber zu wenig für eine 
Wohnung in den innenstädten. die folge: 
Gerade jungen familien werden ins um-
land gedrängt, also dahin, wo die infra-
struktur oftmals schwächer ausgebaut 
und die fahrwege länger sind. darunter 
leidet nicht zuletzt auch die gemeinsa-
me familienzeit. familien müssen sich 
frei entscheiden können, wo sie wohnen 
möchten. daher sind die Sozialräume 
familienfreundlich – also auch genera-
tionengerecht – zu entwickeln.

Was heißt beim Wohnen „Familienver-
träglichkeit“ konkret?

die unterstützung und förderung von 
familien muss dort stattfinden, wo sie 
leben. denn am Wohnort werden die 
lebensbedingungen durch zahlreiche 
entscheidungen über infrastruktur, im 
Siedlungs-, Wohnungs- und Verkehrs-
wesen sowie im Bildungs-, Sozial- und 
Gesundheitswesen maßgeblich konkre-
tisiert. kindertagesstätten, Spielplätze, 
familiengerechte Wohnungen, Verkehrs-
wege, ferienprogramm und viele weitere 
kommunale einrichtungen – all das sind 
wesentliche faktoren, die das leben für 
familien erleichtern und deren lebens-
qualität erhöhen.1

familiengerechtes Wohnen setzt vor-
aus, dass für familien ausreichend be-
zahlbarer Wohnraum in entsprechender 
Größe und Qualität vorhanden ist. ein 
attraktives und familienfreundliches 
Wohnumfeld trägt darüber hinaus maß-
geblich zur Wohn- und lebensqualität 
von familien bei. zu einem familien-
freundlichen Wohnumfeld gehören 
Spiel- und Bewegungsmöglichkeiten 

1 familienverträglichkeit, agenda familie 
des familienbundes der katholiken 

für kinder und Jugendliche, nach bar-
schaftliche netzwerke und weitere kon-
takt- und Vernetzungsangebote für 
familien sowie eine familienfreundli-
che infrastruktur2, also kitas, Schulen, 
Ärzte, frei zeit an gebote wie Schwimm-
bäder und einkaufsmöglichkeiten.   

familienverträglichkeit lässt sich auch 
bereits im Planungsstadium von häusern 
durch das sogenannte konzeptverfahren 
erreichen. für ein Grundstück sollte den 
zuschlag nicht bekommen, wer am mei-
sten Geld bietet, sondern wer das beste 
inhaltliche konzept vorlegt. Solche Pläne 
können genossenschaftliche oder staat-
liche Bauträger in kooperation mit  
architekten ebenso initiieren und ausar-
beiten wie private Gruppenbauvorha-
ben, bei denen verschiedene soziale 
akteure an einem tisch sitzen. ihre 
konzepte könnten sich durch besondere  
familienfreundlichkeit auszeichnen.  

2 familienforschung Ba-Wü, Publikation  
„familie und Wohnen“, 2013

Und welche Wirkung haben beengte 
Wohnverhältnisse auf Familien?

Beengte Wohnverhältnisse können das 
familienklima negativ beeinflussen und 
schränken die Bewegungs-, entwick-
lungs- und Bildungsmöglichkeiten von 
kindern ein. dies gilt insbesondere für 
kleinkinder, für die die Wohnung in der 
anfangsphase des lebens der erste und 
wohl wichtigste erlebnis- und lernort  
ist. Schulkinder benötigen einen raum, 
in dem sie in ruhe ihre hausaufgaben 
erledigen können. daher ist es für fami-
lien wichtig, dass ihre Wohnung groß 
genug ist und in den unterschiedlichen 
Phasen des familienlebens ausreichende 
kommunikations- aber auch rückzugs-
möglichkeiten für alle familienmitglie-
der zur Verfügung stehen. Wohnungen 
sollten aber nicht nur auf die familien-
größe zugeschnitten, sondern auch  
flexibel nutzbar sein, da sich die Wohn-
bedürfnisse von familien mit dem Älter-
werden der kinder verändern.3  

3 ebd. 

Welche folGen haBen die SteiGenden miet- und  
immoBilienPreiSe für familien?

•	 das armutsrisiko steigt. familien zahlen einen zu hohen anteil des  
verfügbaren einkommens für die Wohnung. die teilhabechancen sinken.

•	 Verdrängung von familien in unattraktive Wohnlagen. 
•	Wohnungsgröße bestimmt die familienplanung. ohne angemessen  

große Wohnung entscheiden sich familien für weniger kinder. 
•	 das leben auf dem land oder in den Speckgürteln von Städten mag  

für mache familien ein wohnkulturelles ideal sein. für viele ist es heute  
oft eine finanzielle notwendigkeit. in diesen Wohnlagen hat günstiger 
Wohnraum jedoch seinen Preis:  
•	steigende mobilitätskosten (mit negativen folgen für die umwelt)
•	steigende psychische Belastungen durch das Pendeln  

(laut umfrage der techniker krankenkasse, 03/2018)
•	steigende Gefahr von trennung und Scheidung
•	sinkende gemeinsame familienzeit

•	 zu hohe Belegungsquoten bei denjenigen, die nicht wegziehen wollen,  
mit negativfolgen für die entwicklungschancen der kinder. 
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Welche Folgen hat die Wohnungsnot 
für Familien und die Gesellschaft?

die rasante Preisentwicklung auf dem 
Wohnungsmarkt wirkt sich insbesondere 
auch auf familien nachteilig aus, wenn 
nicht bereits auf die familienplanung. das 
ergibt sich aus einer aktuelle Studie. da-
nach beeinflusst der verfügbare Wohn-
raum die kinderzahl. „die Verfügbarkeit 
von ausreichend großem und bezahl-
barem Wohnraum ist von besonderer 
Bedeutung, vor allem bei der entschei-
dung für ein drittes kind“, erklärte der 
Studienautor und Politikwissenschaftler 
martin Bujard vom Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung. „dabei spielt 
auch das Wohnumfeld mit einer kinder-
freundlichen umgebung eine wichtige 
rolle.“ 

für die Studie wurde die endgültige 
kinderzahl von frauen der Geburtsjahr-
gänge 1969 bis 1972 auf kreisebene be-
rechnet. dabei ergaben sich erhebliche 
regionale unterschiede. demnach haben 
frauen, die im emsland, im östlichen 
Baden-Württemberg zwischen tauber-
kreis und allgäu sowie im Grenzbereich 
von mittelfranken und oberbayern leben, 
durchschnittlich mehr als 1,7 kinder ge-
boren. auch in teilen ostbayerns und der 
lausitz sowie im nördlichen Schwarzwald 
liegt die sogenannte kohortenfertilität 
weit über dem durchschnitt von 1,50. 
auf der anderen Seite weisen einige 
städtische Ballungsgebiete die niedrig-
sten fruchtbarkeitsraten auf. So haben 
frauen in den Städten Passau (1,05), 
kiel und Gera (je 1,11) im Schnitt die 
wenigsten kinder geboren.4   

4 Bujard, martin; Scheller, melanie (2017): 
impact of regional factors on cohort  
fertility: new estimations at the district 
level in Germany. in: comparative Popu-
lation Studies 42, 55-88.

Worauf führen Wissenschaftler diese 
regionalen Unterschiede zurück?

für die regional abweichenden Werte gibt 
es nach einschätzung der Wissenschaft-
ler eine reihe von ursachen, die sich teil-
weise überlagern und verstärken. So sei 
die endgültige kinderzahl besonders in 
jenen regionen hoch, die eine niedrige 
arbeitslosigkeit haben, überwiegend 
katholisch geprägt sind und einen män-
nerüberschuss aufweisen. im ergebnis 
lässt sich feststellen: knapper Wohn-
raum erweist sich als entscheidender li-
mitierende faktor für die kinderanzahl 
von familien. insbesondere für familien 
mit mehr als zwei kindern, sogenannte 
mehrkindfamilien, ist somit in urbanen 
räumen kaum noch Platz.  

Welche Folgen haben schlechte Wohn-
bedingungen für Familien noch?

untersuchungsergebnisse der krimino-
logischen forschung betrachten stabile 
familienverhältnisse in einem würdigen 
Wohnumfeld als entscheidend für die 
Sozialisation von kindern und Jugendli-
chen. Beengte Wohnverhältnisse werden 
als kriminogene faktoren für Jugendge-
walt und Jugendkriminalität im weiteren 
Sinne bezeichnet. hinzu kommt: men-
schen, die in beengten Wohnverhält-
nissen leben, berichten über eine 
signifikant höhere angst selber opfer 
einer Straftat zu werden, zum Beispiel 
von Gewalt oder Vandalismus. 

Was unternimmt die Politik gegen die 
Wohnungsnot von Familien?

Bislang leider zu wenig. in der Politik ist 
das thema zumindest angekommen. im 
koalitionsvertrag von union und SPd 
heißt es: „der Bedarf an bezahlbarem 
Wohnraum gerade in wachsenden Städ-
ten und Ballungsräumen ist weiterhin 
groß. hier belasten die steigenden  
mieten und kaufpreise die haushalte 
mit unteren und mittleren einkommen 
zunehmend.“ 

die koalition will einen freibetrag bei 
der Grunderwerbsteuer beim erstmali-
gen erwerb von Wohngrundstücken für 
familien prüfen. das ist zu begrüßen. zu 
den konkreten maßnahmen für familien 
gehört außerdem die einführung eines 
sogenannten „Baukindergeldes“ mit 
dem die eigentumsbildung von familien 
finanziell unterstützt werden soll. dafür 
will der Bund familien jährlich über zehn 
Jahre pro kind 1.200 euro zahlen. das 
manko dieser politischen maßnahme: 
das Baukindergeld führt zu einem mit-
nahmeeffekt der geförderten Summen 
für familien, die sich Wohneigentum un-
ter den erschwerten aktuellen marktbe-
dingungen ohnehin leisten können. am 
geringen und hochpreisigen angebot 
auf dem Wohnungsmarkt ändert das 
Baukindergeld jedoch nichts. das Bau-
kindergeld ist sozial unausgewogen 
und muss deshalb überarbeitet werden.  

Wohneigentumsquoten nach altersgruppen (SoeP, iW)
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Was ist aus dem „Bündnis für bezahl-
bares Wohnen und Bauen geworden“?

das im Juli 2014 ins leben gerufene 
„Bündnis für bezahlbares Wohnen und 
Bauen“ mit den ländern, kommunalen 
Spitzenverbänden, der Wohnungs- und 
Bauwirtschaft und anderen gesellschaft-
lichen akteuren als zentrales instrument 
für die intensivierung des Wohnungs-
baus will die Bundesregierung fortset-
zen. das Programm sieht unter anderem 
die Bereitstellung von Bauland, steuer-
liche anreize, eine Vereinfachung von 
Bauvorschriften sowie mittel für den so-
zialen Wohnungsbau vor. die jüngsten 
Beschlüsse der Bundesregierung zur 
Bereitstellung von liegenschaften, zum 
Wohngeld, zur Verdoppelung der mittel 
für den sozialen Wohnungsbau und zur 
neuen Sonderabschreibung gehen dabei 
auf die initiative zurück. 

die maßnahmen gehen in die richtige 
richtung, nicht zuletzt auch deshalb, 
weil damit ein sinnvoller maßnahmen-
mix verfolgt wird. allerdings bleiben die 
politischen ziele allzu zaghaft angesichts 
der großen dimension der Wohnungsnot 
in deutschland. ordnungspolitische maß-
nahmen oder grundlegende reformen des 
Wohnungsmarktes verfolgt das Bündnis 
nicht. Gerade sie wären aber nötig.

Was passiert beim sozialen  
Wohnungsbau?

union und SPd wollen 1,5 millionen neu-
en Wohnungen schaffen, entweder frei 
finanziert oder öffentlich gefördert. das 
mag zunächst eindrucksvoll klingen. Be-
rücksichtigt man jedoch, dass schon 
heute rund 300.000 Wohnungen im Jahr 
fertig werden, auf einen zeitraum von 
vier Jahren hochgerechnet also rund 1,2 
millionen, erscheint dieses ziel nicht 
mehr ganz so ambitioniert. allein zwei 
milliarden euro sollen 2020 und 2021 in 
den sozialen Wohnungsbau fließen.  
das geht zwar in die richtige richtung, 

ist aber noch nicht ausreichend. denn 
seit Jahren geht die zahl der Sozialwoh-
nungen zurück. Waren es 1987 im Westen 
des landes noch etwa vier millionen 
gibt der deutsche mieterbund deren zahl 
heute mit gerade noch 1,25 millionen an. 
umgekehrt ist die zahl der Wohnungs-
losen ohne richtiges dach über dem 
kopf von 2014 bis 2016 um 150 Prozent 
auf etwa 860.000 menschen gestiegen. 

auf der einen Seite werden nur noch we-
nige Wohnungen mit Sozialbindung neu 
gebaut, auf der anderen Seite läuft die 
Sozialbindung nach 15 bis 20 Jahren aus. 
dadurch gehen in deutschland jährlich 
60.000 Wohnungen mit Sozialbindung 
verloren. die mieten lassen sich dann 
deutlich erhöhen. So in Berlin: dort ver-
loren seit 1989 zwei drittel der Sozial-
wohnungen ihren geschützten Status. in 
der Bundeshauptstadt dürfte es noch 
mehr als 100.000 subventionierte Woh-
nungen geben. aber theoretisch hätte 
gut die hälfte der Berliner haushalte we-
gen ihres geringen einkommens einen 
anspruch darauf. der mangel an bezahl-
barem Wohnraum spricht nicht zuletzt 
auch dafür, die soziale Bindung von 
Wohnraum durch die kommunen deut-
lich zu verlängern. 

Lässt sich die in der vergangenen  
Legislaturperiode eingeführte Miet-
preisbremse wirkungsvoll verschärfen?

die im Jahr 2015 eingeführte mietpreis-
bremse gilt für ausgewählte Städte in 
zahlreichen Bundesländern. dort dürfen 
mieten bei neuen Verträgen in der regel 
nur noch zehn Prozent über der ortsübli-
chen Vergleichsmiete liegen, wie sie im 
mietspiegel festgelegt ist. mehrere Stu-
dien kamen jedoch zu dem Schluss, 
dass die Gesetzesänderung ihre Wirkung 
verfehlt. Bis ende 2018 will die regie-
rung laut koalitionsvertrag die Wirksam-
keit der mietpreisbremse überprüfen. 
das Gesetz wird mitunter dadurch aus-
gehebelt, dass der Vermieter Woh-

nungssuchenden die höhe der Vormiete 
nicht offenlegt. das könnte die regie-
rung in einer nachjustierung des Geset-
zes korrigieren. die mietpreisbremse 
darf jedoch nicht die einzige maßnahme 
zur Begrenzung der mietkosten bleiben.

Welche Mittel gibt es außerdem noch?

Wichtige ansätze lieferte auch das so-
genannte „zweite mietrechtspaket“. es 
sieht weitere Änderungen vor: die mög-
lichkeiten der Vermieter, nach moderni-
sierungen die miete zu erhöhen, sollen 
eingeschränkt werden. So sollen Ver-
mieter künftig nur noch acht Prozent 
und nicht mehr elf Prozent der moderni-
sierungskosten auf die mieter umlegen 
können. die Verknüpfung von moderni-
sierungskosten und mieterhöhung ist 
grundsätzliche der falsche Weg. ent-
scheidend muss vielmehr der erfolg der 
maßnahme sein, zum Beispiel bei ener-
getischen modernisierungen. die mo-
dernisierungsumlage muss deshalb 
abgeschafft werden. die mieten moder-
nisierter Wohnungen müssen sich statt-
dessen am mietspiegel orientieren. in 
einer übergangszeit könnten mieterhö-
hungen auf sechs Prozent der moderni-
sierungskosten begrenzt werden. 
reformiert werden sollen auch die regu-
larien, nach denen mietspiegel erstellt 
werden. mieter könnten mit diesem Paket 
noch besser vor exorbitanten mietstei-
gerungen geschützt werden. das zweite 
mietrechtspaket war zwar in der ver-
gangenen legislaturperiode geplant, 
wurde aber von der koalition aufgrund 
von meinungsverschiedenheiten nicht 
umgesetzt. 

Welche Maßnahmen plant die große 
Koalition, um Normalverdienern zum  
Eigenheim zu verhelfen?

die regierung plant ein Bürgschaftspro-
gramm der staatseigenen kfW-Bank, 
mit dem ein anteil des kaufpreises bzw. 
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der Baukosten selbstgenutzten Wohnei-
gentums abgesichert wird. dadurch 
kann das beim erwerb notwendige ei-
genkapital gesenkt werden. die Bürg-
schaft soll für 20 Jahre gelten. außerdem 
soll eine Wohnungsbauprämie insbe-
sondere als anreizinstrument für junge 
menschen eingeführt werden, um früh-
zeitig mit der ansparphase zu beginnen. 

Wie lassen sich Spekulationsgewinne 
auf dem Immobilienmarkt eindämmen?

entscheidend dafür ist die einführung 
einer Bodenwertsteuer: das derzeitige 
Steuersystem bevorzugt in Großstädten 
Spekulanten, die auf rasant steigende 
Bodenwerte setzen. ein Quadratmeter 
Bauland kostet dort heute bereits ein 
paar tausend euro, ohne das darauf ein 
haus oder hotel steht. deshalb fordern 
Wissenschaftler eine völlig neue Bewer-
tung, die sich nicht mehr am Wert einer 
immobilie, sondern am Wert des Bo-
dens orientiert. 

„Gerade in den guten Standorten be-
trägt der Bodenwert vielleicht die hälfte 
– oder mehr – des gesamten immobili-
enwertes“, sagt Prof. dirk löhr, Steuer-
rechtler an der hochschule trier. „mit 
anderen Worten: der Bodenwert ist von 
allerhöchster Bedeutung für die Vermö-
gensungleichverteilung. und das wird 
häufig übersehen.“ 

mehr noch: das deutsche Steuersystem 
fördert diesen zustand. Grundbesitzer 
werden darin bevorzugt, durch die soge-
nannte Grundsteuer. eine Steuer, die 
jährlich zahlen muss, wer Grundstücke 
und immobilien besitzt. die Grundsteu-
er besteuert sowohl das Grundstück als 
auch das Gebäude, das darauf steht. Je 
größer und wertvoller die Bebauung, de-
sto höher fällt die Steuer aus, etwa bei 
einem mehrfamilienhaus. Steht dage-
gen eher ein kleines und günstiges haus 
auf dem Grund, fällt sie niedriger aus. 
ist das Grundstück unbebaut, fällt fast 

keine Steuer an. Gut für Grundstücksbe-
sitzer, schlecht für mieter in großen 
häusern. die Grundsteuer wird nämlich 
auf sie umgelegt. dabei könnten mieter 
in Städten wie münchen jede entlastung 
brauchen. 

Wie könnte ein neues Steuersystem 
aussehen?

Statt der jetzigen Grundsteuer wollen 
experten wie dirk löhr eine sogenannte 
Bodenwertsteuer. dabei würde nur noch 
der Grund und Boden zählen. Was dar-
auf steht, spielt keine rolle: ob Villa, 
mehrfamilienhaus oder gar nichts. ent-
scheidend sind allein Größe und Wert 
des Grundstücks. für große und wert-
volle Grundstücke in bester lage zahlt 
man mehr Steuern, für kleine, günstige 
Grundstücke in schlechter lage dage-
gen weniger. die logik: Platzverschwen-
dung soll teurer werden. effizient bauen 
soll sich lohnen, geraden in Großstädten. 
für mieter würde es hier im durchschnitt 
günstiger. eigentümer unbebauter Bau-
grundstücke müssten dafür vier- bis 
fünfmal so viel Steuern zahlen wie der-
zeit. und das ist nicht einmal der ent-
scheidende effekt. Viel wichtiger ist für 
fachleute die Systemumstellung. Gegen 
hohe mieten helfe langfristig nur mehr 
Wohnraum zu schaffen. mit der heutigen 
Grundsteuer werde das eher erschwert.

Wie entwickeln sich die Baugenehmi-
gungszahlen?

die sinkenden Baugenehmigungszahlen 
sind ein alarm signal. im Jahr 2017 wur-
den in deutschland 7,3 Prozent oder 
27.300 weniger Baugenehmigungen von 
Wohnungen insgesamt erteilt als im Jahr 
2016. damit war die zahl der genehmig-
ten Wohnungen erstmals seit 2008 
niedriger als im jeweiligen Vorjahr. Von 
2008 bis 2016 waren die zahlen konti-
nuierlich gestiegen. insgesamt wurde 
im Jahr 2017 der Bau von 348.100 Woh-

nungen genehmigt. darunter fallen alle 
Genehmigungen für Baumaßnahmen zur 
erstellung neuer sowie an bestehenden 
Wohn- und nichtwohngebäuden. die 
zahl der Baugenehmigungen von neu-
bauwohnungen in Wohngebäuden hat 
im Jahr 2017 gegenüber dem Vorjahr um 
fünf Prozent beziehungsweise 15.900 
Wohnungen abgenommen. der abwärt-
strend beim Wohnungsbau kann nur ge-
stoppt werden, wenn zügig wirksame 
steuerliche anreize gesetzt werden – 
durch die grundlegende reform der 
Grundsteuer und der einführung einer 
Bodenwertsteuer.

Was können die Kommunen unterneh-
men, um mehr Wohnungen zu schaffen?

Wenn eine kommune bezahlbare Woh-
nungen schaffen will, benötigt sie Geld 
und Grundstücke. Sie muss eine aktive 
liegenschaftspolitik betreiben. doch 
die kommunen haben zu wenig eigene 
flächen. deshalb sollten sie zum einen 
nichts mehr verkaufen, zum anderen 
neue Grundstücke ankaufen. die können 
sie vorzugsweise im erbbaurecht verge-
ben an unternehmen, die gemeinwoh-
lorientiert sind, an Genossenschaften 
etwa, die dauerhaft günstige Wohnungen 
bauen.

länder und kommunen drängen den Bund, 
günstige Grundstücke für den sozialen 
Wohnungsbau zur Verfügung zu stellen. 
der Bundesrat hatte am 3. november 2017 
auf initiative von Berlin, Brandenburg 
und Bremen beschlossen, einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf zur liegen-
schaftspolitik des Bundes beim 
Bundestag einzubringen, um den Bedarf 
an bezahlbarem Wohnraum zu sichern. 
in dem länderantrag heißt es zur Be-
gründung, momentan erfolge der Verkauf 
bundeseigener Grundstücke gerade 
nicht auf der Grundlage eines gutachter-
lich ermittelten Wertes, sondern nach 
dem höchstpreisprinzip. dies heize die 
angespannte marktsituation weiter an 
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und treibe auch die mieten dauerhaft in 
die höhe. Besonders in Ballungsgebie-
ten gebe es ein hohes defizit an Sozial-
wohnungen und Wohnungen für untere 
und mittlere einkommensgruppen. 

Wie sollte die Politik mit selbst genutz-
ten Immobilien umgehen?

Selbst genutzte immobilien müssen ge-
schützt werden, zum Beispiel durch ent-
sprechende Steuerfreibeträge. es geht 
um die nationalen und internationalen 
investoren, die immer mehr flächen und 
Wohnungsbestände in den Ballungsräu-
men aufkaufen und damit spekulieren. 
die umverteilung findet derzeit von un-
ten nach oben statt. Wer Geld hat, in im-
mobilien zu investieren, dessen 
Vermögen wächst auf kosten anderer 
weiter. das muss beendet werden. Spe-
kulationen mit dem Boden müssen ver-
hindert, zumindest aber eingedämmt 
werden. Wichtig ist aber auch: men-
schen mit selbst genutztem eigentum 
darf man nicht an die Substanz gehen. 

Immer wieder gelten auch die Erwerbs-
nebenkosten als Preistreiber beim  
Eigenheimkauf. Welche Justierungs-
möglichkeiten gibt es hier?

unter den erwerbsnebenkosten stellt die 
Grunderwerbsteuer den wesentlichen 
kostentreiber dar. in vielen Bundeslän-
dern wurde die Grunderwerbsteuer zu-
letzt deutlich erhöht, insbesondere, 
weil die Grunderwerbsteuer im länder-
finanzausgleich privilegiert ist. anders 
als bei anderen Steuereinnahmen müssen 
mehreinnahmen faktisch nicht mit an-
deren Bundesländern geteilt werden – 
gerade deswegen haben vor allem 
finanzschwache Bundesländer die 
Grunderwerbsteuer deutlich erhöht. Vor 
diesem hintergrund werden forderungen 
nach einer absenkung einer reduktion 
der Sätze kaum erfüllt werden. aller-
dings ließe sich die Struktur der Grund-
erwerbsteuer deutlich verändern. 

Wie könnte die Grunderwerbsteuer  
reformiert werden?

in Großbritannien gilt in der Grunder-
werbsteuer ein Stufentarif mit freibetrag. 
demnach werden kleine und günstige 
Wohnungen kaum besteuert, große an-
wesen und Villen dagegen deutlich hö-
her. ein solcher Stufentarif könnte auch 
auf deutschland anwendung finden und 
somit gerade haushalte im unteren und 
mittleren einkommensbereich entlasten. 
außerdem könnte der Staat kinderfrei-
beträge einführen und seinen Bürgern 
ermöglichen, die Grunderwerbsteuer 
über einen längeren zeitraum zu bezah-
len. angesichts geringer zinssätze 
wäre dies kaum mit mehrkosten ver-
bunden, könnte aber den kapitalbedarf 
zum kaufzeitpunkt deutlich reduzieren.5

Oftmals heißt es, dass mehr Bauland 
ausgewiesen werden müsse. Stimmt das?

in der tat! auf dem Weg zu neuen Woh-
nungen erweist sich das Bauland als 
flaschenhals. darauf weisen experten 
immer wieder hin. ohne mehr Bauland 
helfen auch Subventionen, ob in form 
von Baukindergeld oder besseren ab-
schreibungsmöglichkeiten, nichts. das 
manko: Bauland auszuweisen und zu 
entwickeln dauert lange. Bis ein neuer 
Stadtteil fertig ist, gehen etwa zehn Jahre 
ins land. 

Was bleibt politisch noch zu tun?

unberücksichtigt bleibt bislang die Situa-
tion von einkommensschwächeren beim 
Wohnen. das Wohngeld und die Sätze 
für die kosten der unterkunft müssen 
erhöht und regelmäßig an die miet- und 
Preisentwicklung angepasst werden. 
die tatsächlichen Wohnkosten werden 

5 Voigtländer, michael: mehr und günstige-
rer Wohnraum für familien – aber wie?  
in: Stimme der familie, nr. 2/2018, hrsg. 
v. familienbund der katholiken, Berlin. 

wegen der hohen mieten oft nicht in vol-
ler höhe übernommen. Sozialhilfeemp-
fänger müssen dann teile der miete aus 
ihrem regelbedarf bezahlen. die Bedar-
fe müssen deshalb individuell ermittelt 
werden. dabei müssen die leistungen 
die tatsächlichen Wohnkosten decken. 
eine pauschale leistung für mietkosten 
kann nicht in Betracht kommen. in  
vielen Städten haben hartz-iV-Bezieher 
Schwierig keiten, bezahlbaren Wohn-
raum zu finden. Wenn Grundsicherungs-
empfänger zusätzlich miete zahlen 
müssen, bleibt faktisch weniger Geld  
für essen, kleidung oder Schul sachen. 
ein ohnehin schmales Budget wird noch 
schmaler und die Wohnungsknappheit 
wird damit zur armutsfalle.

Ein Ansatz zur Schaffung von mehr 
Wohnraum könnte auch eine bessere 
Verteilung des vorhandenen Wohn-
raums sein. Welche Optionen könnten 
sich hier bieten?

es ist in der tat auch eine geänderte demo-
grafie, die heute am Wohnraum bestand 
zehrt. War in den 50er und 60er Jahren das 
Wohnmodell „familie“ noch das übliche, 
gibt es heute immer mehr einpersonen-
haushalte, insgesamt 6,7 millionen. die 
folge: Wohnungsbestand und einwoh-
nerstruktur von Städten passen kaum 
noch zusammen. Während die wachsende 
zahl der Singles kaum noch kleine Woh-
nungen findet, suchen familien meist 
vergeblich nach einem angemessenen 
großen zuhause. Verlierer sind sie alle. 

Was wir brauchen, sind neue formen des 
Quartiersmanagements, zum Beispiel für 
generationen übergreifende Wohnmodelle, 
Wohnungstausch oder Wohnungsumbau. 
auch die allein lebende rentnerin mit 
großer Wohnung sollte konkrete hilfe in 
anspruch nehmen können, wenn sie 
Wohnraum zur Verfügung stellen will, 
zum Beispiel bei den Baumaßnahmen 
für die trennung einer Wohnung oder 
wenn sie in eine altersgerechtere Woh-
nung umziehen möchte.
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Was unternimmt die katholische  
Kirche, um wohnungs suchende  
Familien zu unterstützen?

Wohnungssuchende zu unterstützen, 
ist der katholischen kirche seit langem 
ein anliegen, auch wenn jedes Bistum in 
deutschland mit dem thema anders um-
geht und eigene Wege geht. drei Bei-
spiele mögen das zeigen: 

1. Bauhilfefonds für Familien  
des Bistums Münster  
der Bauhilfefonds der diözese münster 
vergibt für bauwillige katholische  
familien kleinkredite bis 10.000 euro. 
kriterien für die Vergabe sind unter 
anderem die anzahl der im haus leben-
den kinder, das einkommen der familie, 
die höhe der Baukosten. das darlehen 
wird zu 97 Prozent nach fertigstellung 
des Bauvorhabens ausbezahlt und ist 
in den ersten fünf Jahren zinslos. ins-
gesamt ist es in zehn Jahren zu tilgen, 
in den letzten fünf Jahren wird der  
hypothekenzinssatz der darlehens-
kasse münster für eine fünfjährige 
zinsfestschreibung zugrunde gelegt. 
die sofortige tilgung des darlehens 
ist jederzeit möglich. in den ersten 
fünf Jahren spart die familie aktuell 
rund 1.000 euro an kreditzinsen.

2. Erbbaurecht in der Erzdiözese Freiburg 
Viele kirchengemeinden und kirchliche 
Stiftungen verfügen über Grundbesitz. 
Wenn er nicht für kirchliche zwecke  
genutzt wird, kann er helfen, menschen 
Wohneigentum zu ermöglichen. das 
geschieht durch die Vergabe von 
erb baurechten. dadurch können sich 
die Bauherren die kosten für den kauf 
eines Grundstücks sparen. das eigen-
kapital für den neubau fällt dadurch 
niedriger aus. durch ein erbbaurecht 
kann bereits ein durchschnittliches 
einkommen zur soliden finanzierung 
eines eigenheims ausreichen. in der 
Praxis verpflichtet sich der kirchliche 
Grundstückseigentümer, den Grund und 

Boden für 99 Jahre für die Bebauung – 
zum Beispiel mit einem einfamilien-
haus – zur Verfügung zu stellen. der 
Bauherr wird eigentümer des Gebäudes. 
am Grundstück erhält er ein umfassen-
des nutzungsrecht. für die Grundstücks-
überlassung bezahlt der Bauherr einen 
jährlichen erbbauzins, der im erbbau-
rechtsvertrag festgelegt wird. famili-
en mit kindern wird dabei ein bis zu 
80-prozentiger nachlass eingeräumt. 

3. Kirche als Initiator von sozialen 
Gruppenbauvorhaben 
um künftig mehr attraktiven Wohn-
raum für familien und sozial Schwä-
chere zu haben, könnte auch die 
kirche neue Wege gehen, indem sie 
beim thema „Wohnen und Bauen“ 
ein neues Selbstverständnis gewinnt, 
zum Beispiel als initiator von „sozialen 
Gruppenbauvorhaben“. die idee da-
hinter: die kirche bringt verschiedene 
soziale akteure zusammen, um gemein-
sam soziale Bauprojekte zu realisieren, 
die den je individuellen interessen und 
Bedürfnisse der träger und der späte-
ren nutzer entsprechen, jenseits der 
einschlägigen Profitabilitätskriterien 
des Wohnungsmarktes. der Vorteil 
solcher Projekte gegenüber einer 
marktüblichen immobilienprojektie-

rung ist vor allem das verbundene 
kulturelle kapital, das damit gehoben 
wird. Soziale Gruppenbauvorhaben 
setzen aber intensive Beratungen 
zwischen den akteuren voraus und 
ein hohes ehrenamtliches engage-
ment. ein Weg für ein soziales und  
familiengerechtes Bauen, der sich 
einzuschlagen lohnt! 

Welchen Weg muss die Politik ange-
sichts der angespannten Lage auf dem 
Wohnungs- und Immobilienmarkt nun ein-
schlagen, um Familien zu unterstützen?

entscheidend ist eine anpassung des 
ordnungspolitischen rahmens. dabei gibt 
es nicht die eine Stellschraube. Vielmehr 
kann nur ein politischer maßnahmenmix 
die Situation auf dem Wohnungs- und 
immobilienmarkt nachhaltig verbessern, 
für mieter und Wohnungssuchende, für 
sozial Schwächere und familien mit 
Wunsch zum eigenheim. dafür braucht 
es nicht mehr staatliche finanzmittel zur 
Steuerung des Wohnungsmarktes, son-
dern eine faire und gemeinwohlorien-
tiere neuausrichtung der Spielregeln.  

Berlin, den 23. april 2018
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